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Arbeitsmarkteffekte wirtschaftlicher Freiheit

Horst Feldmann*

Im vorliegenden Aufsatz wird für eine Gruppe von 91 Ländern ökonometrisch unter-
sucht, wie die verschiedenen Elemente der wirtschaftlichen Freiheit auf Beschäftigung
und Arbeitslosigkeit wirken. Die Regressionsanalysen führen im Wesentlichen zu folgen-
den Ergebnissen: (1.) Ein kleiner Staatssektor und ein Rechtssystem, das durch eine un-
abhängige Justiz, unparteiische Gerichte und einen effektiven Schutz der Eigentumsrech-
te charakterisiert ist, verringern die Arbeitslosigkeit und erhöhen den Beschäftigungs-
stand. (2.) Ein hohes Maß an Geldwertstabilität verschlechtert anscheinend die Beschäf-
tigungschancen Jugendlicher und Geringqualifizierter. (3.) Ein Mehr an Außenwirt-
schaftsfreiheit verbessert wahrscheinlich die Beschäftigungslage der Frauen, schadet
aber vermutlich den Geringqualifizierten in den Industrieländern und verzögert in diesen
Ländern den Eintritt junger Menschen ins Erwerbsleben. (4.) Eine umfassende Deregu-
lierung erhöht wahrscheinlich zumindest kurzfristig die Arbeitslosigkeit, nutzt aber ver-
mutlich Frauen und Jugendlichen.

* Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors. Er wurde im Juni 2004 eingereicht und nach der
Begutachtung und einer Revision im Oktober 2004 zur Veröffentlichung angenommen.
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1 Einführung

In den letzten Jahren wurde in einer Vielzahl ökono-
metrischer Studien untersucht, wie wirtschaftliche
Freiheit auf das Pro-Kopf-Einkommen und das Wirt-
schaftswachstum wirkt.1 Meist zeigte sich dabei, dass
wirtschaftliche Freiheit, vor allem eine Zunahme an
wirtschaftlicher Freiheit, beide Größen in erhebli-
chem Maße positiv beeinflusst. Überhaupt noch nicht
untersucht wurde hingegen, ob und inwiefern wirt-
schaftliche Freiheit auch den Arbeitsmarkt beein-
flusst.2 Führt ein größeres Maß an wirtschaftlicher
Freiheit zu geringerer Arbeitslosigkeit und höherer
Erwerbsbeteiligung? Wie wird die Beschäftigungssi-
tuation der Problemgruppen des Arbeitsmarktes (Ge-
ringqualifizierte, Jugendliche, Frauen) von Änderun-
gen im Ausmaß an wirtschaftlicher Freiheit beein-
flusst? Welche Elemente der wirtschaftlichen Freiheit
üben den größten Einfluss aus? Wirken sämtliche
Elemente in die gleiche Richtung oder wirken sie
teilweise gegenläufig?

Im vorliegenden Aufsatz werden diese Fragen erst-
mals untersucht. Um umfassend und differenziert zu
ermitteln, wie die verschiedenen Elemente der wirt-
schaftlichen Freiheit auf Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit wirken, wird das Arbeitsmarktgeschehen
mit 13 verschiedenen Variablen erfasst. Auf diese
Weise kann differenziert analysiert werden, wie sich
die wirtschaftliche Freiheit auf das Gesamtniveau an
Arbeitslosigkeit und Beschäftigung sowie auf die Be-
schäftigungssituation der Problemgruppen auswirkt.
Die Untersuchung umfasst nicht weniger als 91 Län-
der, darunter nicht nur sämtliche Industrieländer, son-
dern auch eine Vielzahl von Entwicklungs- und
Transformationsländern.

Im nächsten Abschnitt werden die verschiedenen Be-
reiche wirtschaftlicher Freiheit kurz charakterisiert.
In den Abschnitten 3 bis 7 werden für jeden dieser
fünf Bereiche zum einen theoretische Überlegungen
über die Wirkungen auf den Arbeitsmarkt angestellt.
Zum anderen wird der diesbezügliche Stand der bis-
herigen empirischen Forschung zusammengefasst.
Zwar gibt es bislang keine umfassenden, differen-
zierten Untersuchungen über die Bedeutung wirt-
schaftlicher Freiheit für den Arbeitsmarkt. Es gibt
aber einige Studien, die die Arbeitsmarkteffekte ein-
zelner Faktoren untersucht haben, die üblicherweise
zu den Elementen der wirtschaftlichen Freiheit ge-
zählt werden (ohne dass deren Autoren ihre Untersu-
chungen in diesen Kontext gestellt hätten). Abschnitt
8 erläutert den im vorliegenden Aufsatz verwendeten
Datensatz und die ökonometrischen Methoden. Im
neunten Abschnitt werden die Ergebnisse der ökono-
metrischen Schätzungen präsentiert und interpretiert.
Dabei wird auch diskutiert, ob sich die theoretischen

Hypothesen bewährt haben und ob die Schätzergeb-
nisse mit denen früherer Untersuchungen im Ein-
klang stehen. Im zehnten Abschnitt wird ein kurzes
Fazit gezogen.

2 Die Bereiche wirtschaftlicher Freiheit

Im vorliegenden Aufsatz wird der Index „Economic
Freedom of the World (EFW)“ verwendet, der von ei-
ner Gruppe nordamerikanischer Ökonomen unter der
Schirmherrschaft des kanadischen Fraser-Instituts
und unter Nutzung eines weltweiten Netzwerkes wei-
terer Ökonomen und Institute entwickelt wurde
(Gwartney/Lawson 2004).3 Er unterteilt die wirt-
schaftliche Freiheit in fünf Bereiche mit insgesamt 21
Komponenten (siehe Kasten):

– Der erste Bereich betrifft die Größe des Staatssek-
tors. Je größer der Staatskonsum, je größer der Um-
fang staatlicher Transfers und Subventionen, je grö-
ßer die Rolle staatlicher Unternehmen und Investitio-
nen, je höher der Spitzensatz der Einkommensteuer
und je niedriger die Einkommensgrenze, ab der die-
ser gilt, desto geringer der Einfluss der Bürger auf die
Allokation von Ressourcen und Gütern, desto einge-
schränkter somit ihre wirtschaftliche Freiheit.

– Der zweite Bereich betrifft das Rechtssystem und
die Sicherheit von Eigentumsrechten. Eine unabhän-
gige Justiz, unparteiische Gerichte und ein effektiver
Schutz des Eigentums bilden zentrale Voraussetzun-
gen dafür, dass die Bürger ökonomische Transaktio-
nen vornehmen und ihr Eigentum nutzen können.

– Im dritten Bereich wird der Zugang zu stabilem
Geld gemessen. Übertrifft die Wachstumsrate der
Geldmenge langfristig die des realen BIP, kommt es

1 Siehe etwa Scully (1988, 1992, 1997, 2002), Easton/Walker
(1997), Goldsmith (1997), Hanke/Walters (1997), Ayal/Karras
(1998), Dawson (1998, 2003), de Haan/Siermann (1998), Grubel
(1998), Gwartney et al. (1999), Wu/Davis (1999), de Haan/Sturm
(2000), Heckelman (2000), Heckelman/Stroup (2000), Leschke
(2000), Sturm/de Haan (2001), Carlson/Lundström (2002), Green
et al. (2002), Pitlik (2002), Bengoa/Sanchez-Robles (2003), Kara-
begovic et al. (2003), Feldmann (2005).
2 Die einzige Studie, die diese Frage bislang ansatzweise unter-
sucht hat, ist die von Grubel (1998). Darin hat der Autor jedoch le-
diglich eine Einfachregression durchgeführt; er hat keinerlei Kon-
trollvariablen verwendet. Zudem enthält seine Ländergruppe nur
20 OECD-Länder mit je einer Beobachtung pro Land. Auch hat
Grubel (1998) lediglich den Gesamtindex der wirtschaftlichen
Freiheit (keinen seiner Teilindizes) verwendet und nur dessen Zu-
sammenhang mit der Gesamt-Arbeitslosenquote (nicht den mit Ar-
beitslosenquoten von Problemgruppen oder Erwerbstätigenquo-
ten) geschätzt. Zwischen beiden Größen hat er eine negative, aber
schwache Korrelation ermittelt (Regressionskoeffizient: –0,2; t-
Wert: –1,5; Bestimmtheitsmaß: 0,12).
3 Zur Diskussion dieses Index siehe Abschnitt 8.
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Der Index „Economic Freedom of the World (EFW)“ – 
Bereiche und Komponenten

Bereich 1:  Größe des Staatssektors: Ausgaben, Abgaben und Unternehmen

A. Staatskonsum in Prozent des Gesamtkonsums

B. Transferzahlungen und Subventionen in Prozent des BIP

C. Rolle staatlicher Unternehmen in der Volkswirtschaft und staatliche Investitionen in Prozent der
Gesamtinvestitionen

D. Spitzensatz der Einkommensteuer (und Einkommensgrenze, ab dem er gilt)

Bereich 2:  Rechtssystem und Sicherheit der Eigentumsrechte

A. Unabhängigkeit der Justiz – Die Justiz ist unabhängig und keinen Eingriffen seitens der Regierung
oder der streitenden Parteien ausgesetzt

B. Unparteiische Gerichte – Es existieren vertrauenswürdige rechtliche Rahmenbedingungen, die es
Privatunternehmen ermöglichen, die Rechtmäßigkeit staatlicher Maßnahmen oder Regulierungen
überprüfen zu lassen

C. Schutz geistigen Eigentums

D. Eingriffe des Militärs in die Herrschaft des Rechts und in die Politik

E. Integrität des Rechtssystems

Bereich 3:  Zugang zu stabilem Geld

A. Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Geldmenge während der letzten fünf Jahre abzüg-
lich durchschnittlicher jährlicher Wachstumsrate des realen BIP während der letzten zehn Jahre

B. Standardabweichung der jährlichen Inflationsrate während der letzten fünf Jahre

C. Jüngste jährliche Inflationsrate

D. Freiheit der Bürger, im In- und Ausland Devisenkonten zu unterhalten

Bereich 4:  Außenwirtschaftsfreiheit

A. Abgabenbelastung des Außenhandels

B. Nichttarifäre Handelshemmnisse

C. Differenz zwischen tatsächlicher und volkswirtschaftlich zu erwartender Größe des Außenhandels-
sektors

D. Differenz zwischen offiziellem Wechselkurs und Schwarzmarktkurs

E. Beschränkungen des Kapitalverkehrs mit dem Ausland

Bereich 5:  Regulierung von Kreditmarkt, Arbeitsmarkt und Unternehmen

A. Kreditmarktregulierungen

B. Arbeitsmarktregulierungen

C. Unternehmensregulierungen

Quelle: Gwartney/Lawson (2004: 8f.).
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zu Inflation. Hohe und stark schwankende Inflations-
raten entwerten nominell fixierte Eigentumsrechte
und erschweren es den Bürgern, langfristig zu dispo-
nieren. Wichtig ist darüber hinaus, ob die Bürger die
Möglichkeit besitzen, ihr Geld in einer ausländi-
schen, stabileren Währung zu halten und damit den
Folgen einer inländischen Inflation auszuweichen.

– Im vierten Bereich wird gemessen, inwiefern die
Bürger die Freiheit besitzen, mit dem Ausland wirt-
schaftliche Beziehungen zu unterhalten. Es werden
alle wichtigen Beschränkungen erfasst: Zölle, nicht-
tarifäre Handelshemmnisse, staatlich verursachte
Wechselkursverzerrungen und Beschränkungen des
Kapitalverkehrs mit dem Ausland.

– Der fünfte Bereich betrifft die staatliche Regulie-
rung von Krediten, Arbeitsverträgen und unterneh-
merischen Aktivitäten. Bei den Kreditmarktregulie-
rungen wird u.a. berücksichtigt, ob es Zinskontrollen
gibt, ob die inländischen Banken der Konkurrenz
ausländischer Banken ausgesetzt sind und wie groß
der Anteil der an den Privatsektor gewährten Kredite
ist. Bei den Arbeitsmarktregulierungen wird vor al-
lem erfasst, inwiefern die Vertragsfreiheit von Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern durch staatliche Mindest-
lohn- und Kündigungsvorschriften sowie zentrali-
sierte Tarifverhandlungen und Wehrpflicht einge-
schränkt wird. Auch die Großzügigkeit des Systems
der Arbeitslosenversicherung wird berücksichtigt.
Bei den Unternehmensregulierungen wird erfasst, ob
Preiskontrollen existieren, inwieweit Verwaltungs-
vorschriften die Gründung von Unternehmen behin-
dern, wie hoch der Zeitaufwand für die staatliche Bü-
rokratie zu veranschlagen ist und ob Schmiergeldzah-
lungen weit verbreitet sind.

3 Größe des Staatssektors

3.1  Theoretische Überlegungen

Aus verschiedenen Gründen ist zu vermuten, dass ein
großer Staatssektor tendenziell die Arbeitslosigkeit
erhöht und die Beschäftigung senkt. Zum einen führt
ein großer Staatssektor zu einem Crowding-out des
privaten Sektors, insbesondere privater Investitionen.
Dadurch wird der technische Fortschritt, das
Wachstum der Produktivität und die internationale
Wettbewerbsfähigkeit der betreffenden Volkswirt-
schaft wahrscheinlich beeinträchtigt. In der Folge
sinkt die Beschäftigung und die Arbeitslosigkeit
steigt (Alesina/Perotti 1997). Da der Privatsektor bei
einem großen Staatssektor relativ klein ist, ist auch
seine Fähigkeit begrenzt, neu ins Erwerbsleben ein-
tretende oder im Zuge des Strukturwandels freige-
setzte Arbeitskräfte zu absorbieren. Auch dadurch

kann sich eine höhere Arbeitslosigkeit und ein gerin-
geres Beschäftigungsniveau ergeben. Vor allem aber
erfordern hohe Staatsausgaben hohe Abgaben. Diese
verringern das verfügbare Einkommen der privaten
Haushalte und damit ceteris paribus die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage. Zudem vermindern sie die
Rentabilität privater Investitionen (Alesina et al.
2002). Durch beide Effekte wird tendenziell die Be-
schäftigung reduziert und die Arbeitslosigkeit erhöht.

Besonders beschäftigungsfeindlich ist eine hohe Ab-
gabenbelastung des Faktors Arbeit. Daveri und Ta-
bellini (2000) haben anhand eines allgemeinen
Gleichgewichtswachstumsmodells gezeigt, dass ein
Anstieg der Abgabenbelastung des Faktors Arbeit bei
starken Gewerkschaften die realen Lohnkosten er-
höht. Dadurch verringert sich zum einen die Arbeits-
nachfrage unmittelbar und die Arbeitslosigkeit steigt.
Zum anderen substituieren die Unternehmen nun Ar-
beit durch Kapital. Da das Grenzprodukt des Kapitals
dadurch sinkt, nehmen langfristig die Investitionen
und die Wachstumsrate ab. Dadurch wird langfristig
die Beschäftigung reduziert. Müssen hingegen die
Arbeitnehmer aufgrund schwacher Gewerkschaften
die Folgen einer steigenden Abgabenbelastung tragen
und sinken dadurch die Nettolöhne, wird Freizeit re-
lativ attraktiver. Auch dadurch sinkt die Beschäfti-
gung und die (freiwillige) Arbeitslosigkeit steigt.

Insofern Staatsausgaben über eine Schuldenaufnah-
me finanziert werden, führt dies nicht nur zu einem
Crowding-out privater Investitionen auf dem Kapi-
talmarkt und dadurch zu sinkender Beschäftigung im
Privatsektor. Darüber hinaus antizipieren die privaten
Wirtschaftssubjekte (private Haushalte und Unter-
nehmen) wahrscheinlich auch, dass sie zur Bedie-
nung der steigenden Staatsschulden früher oder spä-
ter höhere Steuern zahlen müssen und ihr verfügbares
Einkommen daher sinken wird. Darauf reagieren sie
bereits in der Gegenwart mit einer Kürzung ihrer
Konsum- und Investitionsausgaben. Dadurch kann in
der gesamten Volkswirtschaft die Beschäftigung ab-
und die Arbeitslosigkeit zunehmen.4

Selbstverständlich kommt es auch darauf an, wie der
Staat seine Einnahmen verwendet. Staatliche Investi-
tionen in die Infrastruktur und den Bildungssektor
können langfristig Wachstum und Beschäftigung er-
höhen. Da jedoch in allen Ländern der konsumtive
Anteil der Staatsausgaben weit größer ist als der in-
vestive, ist nicht damit zu rechnen, dass solche positi-
ven Effekte die zuvor genannten negativen überkom-

4 Zu diesen sog. nichtkeynesianischen Effekten der Finanzpolitik
siehe etwa Bertola/Drazen (1993), Perotti (1999) und Alesina et al.
(2002).
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pensieren. Insgesamt ist daher eher zu erwarten, dass
mit wachsendem Staatssektor tendenziell die Be-
schäftigung sinkt und die Arbeitslosigkeit steigt.

Da sich die Arbeitsplätze geringproduktiver Arbeits-
kräfte leichter ins Ausland verlagern lassen und diese
Arbeitskräfte leichter durch Kapital substituiert wer-
den können als hochproduktive Arbeitskräfte und die
Nachfrage nach jenen Arbeitskräften daher preiselas-
tischer ist, dürfte ein wachsender Staatssektor auf-
grund der zunehmenden Abgabenbelastung zudem
die Beschäftigungssituation der Problemgruppen be-
sonders negativ beeinflussen. Und schließlich dürfte
ein größerer Staatssektor zu höherer Langzeitarbeits-
losigkeit führen, zum einen weil er die Fähigkeit des
Privatsektors, Arbeitskräfte zu absorbieren, ein-
schränkt, zum anderen weil er vermutlich relativ
großzügige Lohnersatzleistungen gewährt und damit
die Arbeitsanreize der Arbeitslosen schwächt.

3.2 Stand der empirischen Forschung

Eine Reihe neuerer Untersuchungen hat ergeben,
dass eine Erhöhung der Staatsausgaben die Perfor-
mance des Arbeitsmarktes verschlechtert. So hat Kar-
ras (1993) für eine Gruppe von 18 Ländern berech-
net, dass eine Erhöhung der Staatsausgaben das Be-
schäftigungsniveau in 8 Ländern vermindert hat.
Yuan und Li (2000) sind für die USA zum gleichen
Ergebnis gelangt. Abrams (1999) hat in einer Quer-
schnittsuntersuchung 15 großer Industrieländer ge-
zeigt, dass die Arbeitslosenquote mit zunehmender
Staatsausgabenquote steigt. Christopoulos und Tsio-
nas (2002) haben die Beziehung zwischen Staatsaus-
gaben- und Arbeitslosenquote in 10 europäischen
Ländern für die Zeit von 1961 bis 1999 untersucht;
ihren Ergebnissen zufolge besteht eine eindeutige
Kausalbeziehung von ersterer zu letzterer.

Eine Reihe anderer neuerer Untersuchungen hat erge-
ben, dass eine Erhöhung der Beschäftigung im
Staatssektor die Gesamtbeschäftigungslage ver-
schlechtert. Beispielsweise haben Algan et al. (2002)
für eine Gruppe von 17 OECD-Ländern herausgefun-
den, dass im Durchschnitt die Schaffung von je 100
Arbeitsplätzen im Staatssektor rund 150 Arbeitsplät-
ze im Privatsektor vernichtet, die Erwerbsbeteiligung
geringfügig gesenkt und die Zahl der Arbeitslosen
um 33 erhöht haben dürfte. Ähnliche Resultate haben
Malley und Moutos (1996) für Schweden, Demekas
und Kontolemis (2000) für Griechenland sowie Mal-
ley und Moutos (1998) für Deutschland, Japan und
die USA ermittelt.

Zu der speziellen Frage der Beschäftigungswirkun-
gen der Abgabenbelastung des Faktors Arbeit wurde

in jüngerer Zeit eine Vielzahl von Untersuchungen
der OECD-Länder durchgeführt. Fast alle haben
ergeben, dass eine größere Abgabenbelastung die
Arbeitslosenquote erhöht.5 Nach Daveri/Tabellini
(2000) ist der Anstieg der Abgabenbelastung von
Mitte der sechziger bis Mitte der neunziger Jahre in
Kontinentaleuropa sogar für die Hälfte des Anstiegs
der Arbeitslosenquote in dieser Zeit verantwortlich.
Scarpetta (1996) hat in seiner Untersuchung der
OECD-Länder zwar keine signifikanten Effekte auf
die Gesamt-Arbeitslosenquote festgestellt (und auch
nicht auf die Jugendarbeitslosenquote), dafür aber
auf die Langzeitarbeitslosenquote.

4 Rechtssystem und Eigentumsrechte

4.1  Theoretische Überlegungen

Bislang gibt es keine Theorien über die Wirkungen
des Rechtssystems auf den Arbeitsmarkt. Freilich
wird schon lange über dessen Bedeutung für die lang-
fristige Wirtschaftsentwicklung theoretisiert. Wichti-
ge Beiträge dazu stammen aus der ökonomischen
Klassik (Hume 1740, Smith 1776), aus der Österrei-
chischen Schule (Mises 1927, Hayek 1960, ders.
1973-79, ders. 1989) sowie aus dem Property-Rights-
Ansatz (Alchian/Demsetz 1973, North/Thomas
1973). Auf der Grundlage dieser Theorien lassen sich
zumindest einige Arbeitshypothesen über die Wir-
kungen auf den Arbeitsmarkt aufstellen.

Ein Rechtssystem, das durch eine unabhängige Jus-
tiz, unparteiische Gerichte und einen effektiven
Schutz privater Eigentumsrechte gekennzeichnet ist,
bewirkt nach jenen theoretischen Ansätzen,

– dass die Menschen sich anstrengen, ihre wirt-
schaftliche Lage zu verbessern;

– dass das verstreute Wissen der Individuen und ihre
anderen Ressourcen zum Nutzen der Gesellschaft
effizient verwertet werden;

– dass positive Externalitäten von Innovationen
internalisiert und somit die Innovationstätigkeit
stimuliert und der wirtschaftliche Fortschritt vor-
angetrieben wird;

– dass die Pläne und Handlungen der Wirtschafts-
subjekte effizient koordiniert werden;

– dass gesellschaftliche Konflikte weitgehend ver-
mieden bzw. kostengünstig gelöst werden;

– dass Ressourcenverschwendung in Form von
Rent-seeking gering ausfällt.

5 Vgl. Nickell/Layard (1999), Daveri/Tabellini (2000), de Volke-
rink et al. (2002), International Monetary Fund (2003a), Nickell et
al. (2003).
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Für den Arbeitsmarkt impliziert dies, dass der Faktor
Arbeit bei einem solchen Rechtssystem tendenziell
effizient alloziiert wird und somit ein hohes Beschäf-
tigungsniveau und eine niedrige Arbeitslosigkeit er-
reicht werden. Da der wirtschaftliche Fortschritt bei
einem solchen Rechtssystem permanent vorangetrie-
ben wird, ist auch langfristig mit einem anhaltend ho-
hen Beschäftigungsniveau und einer relativ geringen
Arbeitslosigkeit zu rechnen. Daraus folgt als erste
Arbeitshypothese: Je stärker ein Rechtssystem durch
eine unabhängige Justiz, unparteiische Gerichte so-
wie einen effektiven Schutz der Eigentumsrechte
charakterisiert ist, desto geringer ist tendenziell die
Arbeitslosigkeit und desto höher ist tendenziell der
Beschäftigungsstand, ceteris paribus.

Da sich bei einem Rechtssystem, das diese Bedin-
gungen weitgehend erfüllt, einzelne Gruppen von
Beschäftigten nur schwer Privilegien zu Lasten ande-
rer sichern können – etwa hohe Markteintrittsbarrie-
ren (z.B. in Form hoher Qualifikationsanforderungen
oder von Closed-shop-Regelungen) oder hohe
Marktaustrittsbarrieren (z.B. in Form eines weitrei-
chenden Kündigungsschutzes) errichten können –,
folgt als zweite Arbeitshypothese: Je stärker ein
Rechtssystem durch eine unabhängige Justiz, unpar-
teiische Gerichte sowie einen effektiven Schutz der
Eigentumsrechte charakterisiert ist, desto geringer ist
tendenziell die Arbeitslosigkeit und desto höher ist
tendenziell der Beschäftigungsstand unter den Pro-
blemgruppen des Arbeitsmarktes, ceteris paribus.

4.2 Stand der empirischen Forschung

Während bereits eine größere Zahl empirischer Stu-
dien ergeben hat, dass ein durch eine unabhängige
Justiz, unparteiische Gerichte und einen wirksamen
Schutz privater Eigentumsrechte gekennzeichnetes
Rechtssystem für die langfristige wirtschaftliche Ent-
wicklung eines Landes von fundamentaler Bedeu-
tung ist6, wurde bislang noch nicht untersucht, wie
sich unterschiedliche Rechtssysteme auf den Arbeits-
markt auswirken. Nur die Arbeitsmarkteffekte einzel-
ner rechtlicher, vor allem arbeitsrechtlicher Regulie-
rungen wurden bislang analysiert (siehe dazu Ab-
schnitt 7.2).

5 Stabiles Geld

5.1 Theoretische Überlegungen

Bei stabilem Geldwert kann das Preissystem unge-
stört seine Signal- und Lenkungsfunktion erfüllen.
Inflation hingegen verfälscht die Preissignale und
verzerrt die relativen Preise. Es kommt zu einer Fehl-

leitung von Ressourcen, vor allem bei hohen und
stark schwankenden Inflationsraten. Da bei Inflation
zudem meist auch Scheingewinne der Unternehmen
besteuert werden, sinkt deren reale Netto-Kapitalren-
dite, wodurch die Investitionen und das Wirtschafts-
wachstum langfristig abnehmen können. Aus diesen
Gründen dürfte Inflation zu einem niedrigeren Be-
schäftigungsstand und höherer Arbeitslosigkeit füh-
ren.

Diesen sog. Sandeffekten der Inflation stehen freilich
die sog. Schmiermitteleffekte gegenüber. Sind die
Nominallöhne (und eventuell auch andere Preise)
nach unten starr (aufgrund von Geldillusion, sozialen
Fairness-Standards oder langfristigen Verträgen),
kann Inflation bei Auftreten von Schocks die Anpas-
sung der Reallöhne und der relativen Preise erleich-
tern. Insofern kann sie die Allokationseffizienz ver-
bessern und damit zu einem höheren Beschäftigungs-
niveau sowie geringerer Arbeitslosigkeit führen.

Die Sand- und Schmiermitteleffekte schließen sich
nicht gegenseitig aus. Vielmehr dürften grundsätzlich
bei niedrigen Inflationsraten die Schmiermitteleffek-
te dominieren, bei hohen hingegen die Sandeffekte.
Da die Arbeitnehmer im Laufe der Zeit ihre Geldillu-
sion verlieren und ihre Gewerkschaften in den Tarif-
verträgen Ex-ante-Anpassungen an antizipierte Infla-
tionsraten durchsetzen könnten, könnten die
Schmiermitteleffekte im Laufe der Zeit indes an Be-
deutung verlieren. Aufgrund dieser Überlegungen
lassen sich über den Zusammenhang von Geldwert
und Arbeitsmarkt-Performance keine allgemeinen
Hypothesen formulieren. Ob Inflation die Arbeits-
markt-Performance verschlechtert oder verbessert, ist
offenbar eine empirische Frage, deren Beantwortung
u.a. vom Inflationsniveau und von der Dauer des In-
flationsprozesses abhängen kann.

5.2 Stand der empirischen Forschung

Einige Untersuchungen sind zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass Inflation die Arbeitsmarkt-Perfor-
mance eindeutig verschlechtert. So hat Al-Saji (1992)
in seiner Untersuchung Italiens und Großbritanniens
herausgefunden, dass eine zunehmende Volatilität
des Geldmengenwachstums und der Zinssätze die
Arbeitslosigkeit deutlich erhöht. Ähnlich haben Cun-
ningham et al. (1997) für die USA eine signifikant
positive Beziehung zwischen Inflationsunsicherheit

6 Siehe vor allem North/Thomas (1973), North/Weingast (1989),
Scully (1992), Torstensson (1994), Keefer/Knack (1997), Feld/
Voigt (2003).
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und Arbeitslosigkeit ermittelt. Card und Hyslop
(1997) konnten für die USA keinerlei Anzeichen da-
für finden, dass positive Inflationsraten die Arbeitslo-
senquote senken. Nach diesen Untersuchungen ist In-
flation somit ausschließlich mit Sandeffekten verbun-
den.

Einige neuere Untersuchungen haben hingegen so-
wohl Sand- als auch Schmiermitteleffekte festge-
stellt. Akerlof et al. (1996, 2000) beispielsweise ha-
ben berechnet, dass die Arbeitslosenquote in den
USA bei 2% bis 4% Inflation am niedrigsten ist. Bei
geringeren Inflationsraten können nach ihren Er-
kenntnissen die Schmiermitteleffekte nicht wirken,
bei höheren dominieren die Sandeffekte. Auch
Groshen und Schweitzer (1999) haben für die USA
sowohl Sand- als auch Schmiermitteleffekte er-
mittelt, desgleichen Wyplosz (2001) für Deutschland,
Frankreich, die Schweiz und die Niederlande. Nach
Wyplosz (2001) dominieren in diesen vier Ländern
die Schmiermitteleffekte bei Inflationsraten zwi-
schen 1% und 7%. Steigt die Inflation über diesen
Bereich hinaus, setzen nach dieser Untersuchung in
Deutschland und den Niederlanden Sandeffekte ein,
in Frankreich und der Schweiz jedoch nicht.

6 Außenwirtschaftsfreiheit

6.1 Theoretische Überlegungen

Im Bereich des Außenhandels sollte ein Mehr an
wirtschaftlicher Freiheit (niedrigere Zölle, weniger
nichttarifäre Handelshemmnisse) zumindest langfris-
tig die Beschäftigungssituation verbessern, zum ei-
nen weil im Exportsektor neue Beschäftigungsmög-
lichkeiten entstehen, zum anderen weil die verstärkte
Importkonkurrenz auf eine effizientere Faktoralloka-
tion hinwirkt. Waren einzelne Wirtschaftsbereiche
zuvor stark vor ausländischer Konkurrenz abge-
schirmt, kann es dort freilich zu einem erheblichen
Beschäftigungsrückgang kommen. Per Saldo können
die Beschäftigungswirkungen einer umfassenden
Außenhandelsliberalisierung daher kurzfristig nega-
tiv sein. Es kann längere Zeit dauern, bis die positi-
ven Wirkungen überwiegen.

Ein weiteres Problem besteht darin, dass in den In-
dustrieländern geringqualifizierte Arbeitskräfte von
einer Außenhandelsliberalisierung ebenfalls negativ
betroffen sind. Nach dem Standardmodell der Außen-
handelstheorie (Heckscher-Ohlin-Samuelson-Modell)
bewirkt eine Liberalisierung des Außenhandels, dass
sich jedes Land auf die Produktion und den Export
derjenigen Güter spezialisiert, bei deren Herstellung
der jeweils relativ reichlich vorhandene Produktions-
faktor besonders intensiv genutzt wird. Da in den In-

dustrieländern hochqualifizierte Arbeitskräfte relativ
reichlich vorhanden sind und in den Entwicklungs-
ländern geringqualifizierte, geht in ersteren die Nach-
frage nach geringqualifizierten zurück. Ihr relativer
Lohn sinkt tendenziell. Bei uneingeschränkter Lohn-
flexibilität und vollständiger Faktormobilität im In-
land ändert sich zwar die sektorale Beschäftigungs-
struktur, es entsteht aber keine Arbeitslosigkeit.
Wenn jedoch Lohnrigiditäten existieren (etwa auf-
grund eines gesetzlichen Mindestlohns oder starker
Gewerkschaften) oder die Mobilität der Arbeitskräfte
eingeschränkt ist (etwa aufgrund sektorspezifischen
Humankapitals), sinkt die Beschäftigung der Gering-
qualifizierten; viele von ihnen werden arbeitslos
(Jones/Engerman 1996, Davis 1998). Da die Lohn-
flexibilität und die Mobilität der Arbeitskräfte in den
meisten Industrieländern durch diverse Faktoren be-
schränkt werden, ist somit zu vermuten, dass die Ar-
beitslosigkeit unter Geringqualifizierten in diesen
Ländern mit zunehmender Außenhandelsfreiheit
steigt.

Die Beschäftigungswirkungen einer Liberalisierung
des internationalen Kapitalverkehrs müssen ebenfalls
differenziert betrachtet werden. Es kann zu einer rei-
nen Verlagerung von Arbeitsplätzen kommen, etwa
wenn Direktinvestitionen bestehende Produktionen
oder künftiges Wachstum ins Ausland verlagern.
Durch eine effizientere Kapitalallokation können je-
doch auch zusätzliche Wachstumsmöglichkeiten er-
schlossen werden, die die Beschäftigung erhöhen,
vor allem im Zielland, eventuell aber auch im Ur-
sprungsland (etwa wenn die Wettbewerbsfähigkeit
der betreffenden Unternehmen erhöht oder am
Stammsitz die Realisierung von Skalenvorteilen bei
zentralen Unternehmensdienstleistungen ermöglicht
wird). Generell sollte ein Abbau von Beschränkun-
gen des Kapitalverkehrs die Allokationseffizienz ver-
bessern und dadurch zumindest langfristig die Be-
schäftigung erhöhen sowie die Arbeitslosigkeit sen-
ken. Im Ursprungsland oder in kurzer Frist können
jedoch die negativen Beschäftigungswirkungen über-
wiegen. In kapitalexportierenden Industrieländern
dürften wiederum vor allem Geringqualifizierte ne-
gativ betroffen sein, weil ihre Arbeitsplätze mit zu-
nehmender Kapitalverkehrsfreiheit und bei trendmä-
ßig steigendem Lohnniveau verstärkt in Entwick-
lungsländer verlagert werden.

6.2 Stand der empirischen Forschung

Was den Außenhandel betrifft, so haben die meisten
Studien ergeben, dass dieser Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit nur geringfügig beeinflusst. Selbst die
Beschäftigungssituation der Geringqualifizierten in
den Industrieländern wird durch die Importkonkur-
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renz anscheinend nur geringfügig verschlechtert.
Wichtiger ist offenbar der technische Fortschritt, der
eine Verschiebung der Arbeitsnachfrage zu Hochqua-
lifizierten bewirkt.7 Nach Erkenntnissen der OECD
(1997) beeinflusst die Importkonkurrenz in den
Industrieländern die Löhne der Geringqualifizierten
noch weniger als ihre Beschäftigung. Beaulieu
(2000) hat herausgefunden, dass die Zollsenkungen
im Rahmen des kanadisch-US-amerikanischen Frei-
handelsabkommens in Kanada die Beschäftigung
vornehmlich unter Geringqualifizierten vermindert,
dagegen weder bei Gering- noch bei Hochqualifizier-
ten die Löhne beeinflusst haben. Der Beschäftigungs-
rückgang war darauf zurückzuführen, dass diejenigen
Wirtschaftszweige, die relativ viele Geringqualifi-
zierte beschäftigen, vor den Zollsenkungen ein be-
sonders hohes Protektionsniveau genossen haben.

Die empirischen Untersuchungen zum internationa-
len Kapitalverkehr deuten darauf hin, dass dessen
Beschäftigungswirkungen ebenfalls gering sind
(Gaston/Nelson 2002). Nach Lipsey (2001) finden
Direktinvestitionen in den USA oftmals als Fusionen
und Übernahmen statt, die mit einem Eigentümer-
wechsel hin zu einem effizienteren Eigentümer ver-
bunden sind. Nach Cooke (1997) sind die Direktin-
vestitionen US-amerikanischer Unternehmen negativ
mit restriktiven Arbeitsmarktinstitutionen im Ziel-
land korreliert (starke Gewerkschaften, zentralisierte
Lohnfindung, ungünstige Rahmenbedingungen für
Arbeitsbeziehungen, staatliche Kündigungsbeschrän-
kungen). Die Ergebnisse dieser Untersuchungen
scheinen zu bestätigen, dass ausländische Direktin-
vestitionen tendenziell die Allokationseffizienz erhö-
hen.

7 Regulierungen

7.1  Theoretische Überlegungen

Im Allgemeinen ist zu erwarten, dass Deregulierung
zu einem höheren Beschäftigungsstand und geringe-
rer Arbeitslosigkeit führt. Im Bereich des Kredit-
marktes beispielsweise führt eine Öffnung des Mark-
tes für private und ausländische Banken sowie eine
Abschaffung von Zinskontrollen zu einer Erhöhung
des Kreditangebots, einer verbesserten Finanzinter-
mediation und einer effizienteren Kapitalallokation.
Dadurch werden Wirtschaftswachstum und Beschäf-
tigung langfristig erhöht, die Arbeitslosigkeit sinkt.
Werden durch die Deregulierung des Kreditmarktes
die Kapitalkosten der Unternehmen reduziert, kann
es allerdings auch zu einer Substitution von Arbeit
durch Kapital kommen. Freilich dürfte der Substitu-
tionseffekt langfristig durch den Wachstumseffekt
überkompensiert werden.

Eine Abschaffung oder Lockerung von Arbeitsmarkt-
regulierungen dürfte die Arbeitnehmer kurzfristig be-
lasten. Erstens bauen die Unternehmen Belegschafts-
überhänge ab, wodurch die Beschäftigung sinkt und
die Arbeitslosigkeit steigt. Da die Arbeitnehmer
durch eine solche Deregulierung an Macht verlieren,
dürften zweitens die Reallöhne fallen. Langfristig
nimmt jedoch wegen der gesunkenen Reallöhne und
der geringeren Regulierungsdichte die Arbeitsnach-
frage zu. Beschäftigung und Reallöhne steigen wie-
der. Wie Blanchard und Giavazzi (2003) anhand ei-
nes allgemeinen Gleichgewichtsmodells (mit mono-
polistischer Konkurrenz auf dem Gütermarkt) ge-
zeigt haben, ist die Arbeitslosigkeit langfristig gerin-
ger als vor der Deregulierung und der Reallohn er-
reicht wieder sein früheres Niveau. Auch von einer
Deregulierung spezifischer Arbeitsmarktvorschriften
– etwa von einer Abschaffung oder Senkung staat-
licher Mindestlöhne, einer Lockerung staatlicher Ein-
stellungs- und Kündigungsvorschriften und einer De-
zentralisierung der Lohnfindung – ist eine Verbesse-
rung der Arbeitsmarktlage zu erwarten, vor allem für
die Problemgruppen des Arbeitsmarktes.8 Der ent-
scheidende Grund dafür liegt darin, dass es durch die
Deregulierung zu marktgerechteren Löhnen und Ar-
beitsbedingungen kommt, wodurch langfristig Ar-
beitsnachfrage und Beschäftigung steigen und die
Arbeitslosigkeit sinkt. Eine Deregulierung der Ein-
stellungs- und Kündigungsgesetze kann freilich auch
stärkere Beschäftigungsschwankungen im Konjunk-
turverlauf sowie stärkere Beschäftigungseinbrüche
bei negativen Schocks nach sich ziehen.

Deregulierungen im Bereich von Unternehmen und
Gütermärkten (Abbau von Markteintrittsbarrieren,
von Beschränkungen des Preiswettbewerbs u.ä.) füh-
ren zum Markteintritt neuer Unternehmen, zu einer
erhöhten Wettbewerbsintensität und zu einem An-
stieg der Preiselastizität der Güternachfrage. Arbeits-
nachfrage und Beschäftigung steigen, die Arbeitslo-
sigkeit geht zurück (Blanchard/Giavazzi 2003, Pissa-
rides 2003). Wurden Renten, die die Unternehmen
vor der Deregulierung aufgrund ihrer Marktmacht er-
zielen konnten, teilweise an die Arbeitnehmer in
Form von Lohnaufschlägen weitergegeben, verbes-
sert sich die Beschäftigungssituation durch die Dere-
gulierung auch deshalb, weil diese Lohnaufschläge
nunmehr verschwinden, die Löhne dadurch tenden-
ziell fallen und von nun an stärker und schneller auf
Änderungen der Beschäftigungssituation reagieren

7 Siehe etwa Revenga (1992), Berman et al. (1994), Dunne et al.
(1997), Machin et al. (1996), Gaston/Trefler (1997), Neven/Wy-
plosz (1999), Pryor (1999), Thorbecke/Eigen-Zucchi (2002).
8 Einen Überblick über die theoretische Literatur bietet Feldmann
(2003a: 513-516).
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(Nickell et al. 1994). Haben sich die Renten vor der
Deregulierung in Belegschaftsüberhängen niederge-
schlagen, kann die Deregulierung kurzfristig die Be-
schäftigung verringern. Langfristig steigt die Be-
schäftigung aufgrund des Markteintritts neuer Unter-
nehmen und der effizienteren Allokation des Faktors
Arbeit aber, die Arbeitslosigkeit sinkt. Dies dürfte
auch den Effekt überkompensieren, dass die Unter-
nehmen nach einer Deregulierung der Gütermärkte
bei negativen Schocks ebenfalls schneller Arbeits-
kräfte entlassen (Amable/Gatti 2002).

7.2 Stand der empirischen Forschung

Die Arbeitsmarkteffekte von Kreditmarktregulierun-
gen wurden bislang noch nicht untersucht. Allerdings
hat eine Reihe von Studien gezeigt, dass eine Libera-
lisierung der Finanzmärkte die Investitionen und das
Wirtschaftswachstum erhöht.9 Nach Bekaert et al.
(2003) beispielsweise erhöht eine Liberalisierung des
Aktienmarktes die jährliche Wachstumsrate des rea-
len Pro-Kopf-BIP über einen Zeitraum von fünf Jah-
ren um ein Prozent. Aufgrund dessen kann davon
ausgegangen werden, dass eine geringere Regulie-
rungsdichte auf dem Kreditmarkt tendenziell auch
die Arbeitsmarkt-Performance verbessert.

Die Beschäftigungswirkungen von Arbeitsmarktre-
gulierungen wurden in den vergangenen Jahren in ei-
ner Vielzahl empirischer Studien analysiert. Dabei
hat sich meist gezeigt, dass eine höhere Regulie-
rungsdichte die Arbeitsmarkt-Performance ver-
schlechtert. So hat beispielsweise eine Vielzahl von
Studien ergeben, dass staatliche Mindestlohnvor-
schriften die Beschäftigungssituation Jugendlicher
verschlechtern.10 Restriktive Einstellungs- und Kün-
digungsvorschriften führen nicht nur zu höherer Ju-
gendarbeitslosigkeit, sondern auch zu höherer Lang-
zeitarbeitslosigkeit und einer geringeren Erwerbsbe-
teiligung, vor allem unter Frauen, Jugendlichen und
Geringqualifizierten.11 Bei der Analyse von Lohnfin-
dungssystemen wurde festgestellt, dass ein höherer
tarifvertraglicher Erfassungsgrad die Arbeitslosigkeit
erhöht und die Beschäftigung reduziert – es sei denn,
die Tarifverhandlungen werden koordiniert (vor al-
lem auf Seiten der Arbeitgeber).12

In jüngster Zeit wurden erstmals auch die Arbeits-
markteffekte wettbewerbsbehindernder Unterneh-
mensregulierungen analysiert.13 Dabei hat sich ge-
zeigt, dass solche Regulierungen in den OECD-Län-
dern die Erwerbstätigenquote gesenkt und die Ar-
beitslosenquote erhöht haben. Gleichzeitig haben sie
zu größeren Lohnaufschlägen geführt. In den am
stärksten regulierten Branchen haben sie zwar die
Beschäftigungsdauer der Arbeitsmarkt-Insider er-

höht, aber auf Kosten der Arbeitsmarkt-Outsider und
der gesamtwirtschaftlichen Effizienz. Fallstudien
über die Deregulierung einzelner Sektoren, etwa der
US-amerikanischen Eisenbahnen seit 1978 (Da-
vis/Wilson 1999), unterstreichen zugleich, dass eine
umfassende Deregulierung im betreffenden Sektor
einen erheblichen Arbeitsplatzabbau nach sich ziehen
kann.

8 Datensatz und Schätzmethoden

Wie in den vorhergehenden Abschnitten deutlich
wurde, handelt es sich bei der wirtschaftlichen Frei-
heit um ein komplexes, facettenreiches Phänomen.
Ein wesentlicher Vorteil des EFW-Index besteht dar-
in, dass er sämtliche Aspekte der wirtschaftlichen
Freiheit erfasst und sinnvoll in fünf Bereiche gliedert.
In den folgenden Regressionen werden die Rating-
Werte dieser fünf Bereiche verwendet. Auf diese
Weise kann differenziert ermittelt werden, wie die
verschiedenen Bereiche der wirtschaftlichen Freiheit
auf den Arbeitsmarkt wirken. Wie die theoretischen
Überlegungen und die Zusammenfassungen der bis-
herigen empirischen Forschung gezeigt haben, kön-
nen von den fünf Bereichen durchaus unterschiedli-
che Arbeitsmarkteffekte ausgehen. Deshalb wird im
Folgenden nicht der EFW-Gesamtindex (das arith-
metische Mittel der fünf Teilindizes) benutzt.

Der Vorzug des EFW-Index besteht nicht nur darin,
dass er sämtliche Aspekte der wirtschaftlichen Frei-
heit differenziert erfasst, sondern auch darin, dass er
zum größten Teil auf objektiven Daten beruht. Diese
Daten und die daraus berechneten Rating-Werte sind
frei von subjektiven Bewertungen und durch jeder-
mann nachprüfbar. Aspekte der wirtschaftlichen Frei-
heit, die sich nicht statistisch messen lassen (vor al-
lem in den Bereichen „Rechtssystem und Eigentums-
rechte“ sowie „Regulierungen“), werden zum einen
den „Global Competitiveness Reports“ des World
Economic Forum entnommen, zum anderen den
„International Country Risk Guides“ der PRS-Grup-
pe. Die Angaben in den „Global Competitiveness Re-

9 Vgl. Bekaert/Harvey (2000), Henry (2000a, 2000b) und Bekaert
et al. (2001, 2003).
10 Siehe etwa Neumark/Wascher (1992), Deere et al. (1995), Cur-
rie/Fallick (1996), Bazen/Skourias (1997), OECD (1998), Abowd
et al. (2000), Burkhauser et al. (2000a, 2000b), Zavodny (2000),
Williams/Mills (2001).
11 Siehe etwa Scarpetta (1996), Elmeskov et al. (1998), Heck-
man/Pagés-Serra (2000), Feldmann (2003a), International Mone-
tary Fund (2003a), Nickell et al. (2003), OECD (2004a).
12 Siehe etwa Scarpetta (1996), OECD (1997), Nickell/Layard
(1999), Feldmann (2003b).
13 Siehe etwa OECD (2002), International Monetary Fund (2003a).
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ports“ basieren auf jährlichen Umfragen unter circa
4.000 bis 5.000 Top-Managern, die Angaben in den
„International Country Risk Guides“ auf Einschät-
zungen hauseigener Experten der PRS-Gruppe. In
beiden Fällen werden diese ergänzenden subjektiven
Daten professionell erhoben. Bei den Umfragen des
World Economic Forum etwa ist die Auswahl der Be-
fragten weitgehend repräsentativ für die Struktur der
jeweiligen Volkswirtschaft und es werden Personen
befragt, die die Wirtschaft ihres Landes hervorragend
kennen. Die „International Country Risk Guides“ fu-
ßen auf Einschätzungen hochqualifizierter Exper-
ten.14

Für jede der in den EFW-Index eingehenden Varia-
blen (alles in allem 38) werden die jeweiligen Daten
mit Hilfe einer in den Berichten des Fraser-Instituts
publizierten Formel in Rating-Werte umgerechnet.
Die Rating-Skala reicht von 0 bis 10, wobei 0 das ge-
ringste und 10 das höchste Maß an wirtschaftlicher
Freiheit darstellt. Die Rating-Werte der fünf Bereiche
werden als arithmetische Mittel ihrer jeweiligen
Komponenten berechnet. Nach der neusten, im Laufe
der Zeit weiterentwickelten Methodik wurde der
EFW-Index für jedes fünfte Jahr ab 1970 sowie für
die Jahre 2001 und 2002 berechnet (Gwartney/Law-
son 2004). Da für die Jahre vor 1980 keine Daten zur
Arbeitsmarkt-Performance verfügbar sind, die nach
einer einheitlicher Methodik erhoben wurden (siehe
unten), beruhen die nachfolgenden Regressionen auf
Daten der Jahre 1980, 1985, 1990, 1995, 2000, 2001
und 2002. Damit wird immerhin ein Zeitraum von
mehr als zwei Jahrzehnten abgedeckt, der bis in die
jüngste Vergangenheit reicht. Durch die Fünf-Jahres-
Abstände werden zeitliche Variationen gut berück-
sichtigt. Von Nachteil ist jedoch, dass pro Land nur
maximal sieben Beobachtungen vorliegen. Einige
Länder, vor allem viele Transformations- und einige
Entwicklungsländer, wurden erst ab Ende der achtzi-
ger oder Anfang der neunziger Jahre in das Rating
einbezogen.

Die Ländergruppe besteht aus nicht weniger als 91
Ländern (siehe Anhang 1). Während fast alle bisheri-
gen internationalen Arbeitsmarktanalysen lediglich
die OECD-Länder berücksichtigt haben, umfasst die
vorliegende Untersuchung zusätzlich eine große Zahl
von Entwicklungsländern. Außerdem werden die
meisten Länder einbezogen, die sich im Übergang
von der Plan- zur Marktwirtschaft befinden. Das
Länder-Sample ist damit für eine Arbeitsmarktanaly-
se außergewöhnlich groß. Zwei Einschränkungen
sind diesbezüglich aber zu vermerken. Erstens liegen
die Werte des EFW-Index sogar für 123 Länder vor.
Davon konnten 32 nicht berücksichtigt werden, weil
für diese überwiegend afrikanischen Länder keine
Arbeitsmarktdaten verfügbar sind. Zweitens liegen

für vier endogene Arbeitsmarktvariablen nur Daten
der OECD-Länder und teilweise noch der EU- und
der EU-Beitrittsländer vor (Tab. 1 bis 4).

Zur Messung der Arbeitsmarkteffekte werden nicht
weniger als 13 verschiedene endogene Variablen ver-
wendet (Definitionen und Quellenangaben siehe An-
hang 2):

– Arbeitslosenquoten, und zwar für alle Erwerbsper-
sonen sowie für Frauen, Jugendliche und Gering-
qualifizierte;

– relative Arbeitslosenquoten, und zwar für Frauen
(in Relation zu Männern), Jugendliche (in Relation
zu Erwachsenen) und Geringqualifizierte (in Rela-
tion zu Hochqualifizierten);

– Erwerbstätigenquoten, und zwar für die erwerbsfä-
hige Bevölkerung insgesamt sowie für Frauen und
Jugendliche;

– relative Erwerbstätigenquoten, und zwar für Frau-
en (in Relation zu Männern) und Jugendliche (in
Relation zu Erwachsenen mittleren Alters);

– der Anteil der Langzeitarbeitslosen an der Gesamt-
zahl der Arbeitslosen.

Mit dieser ungewöhnlich großen Zahl an endogenen
Variablen kann differenziert analysiert werden, wie
sich die wirtschaftliche Freiheit auf den Arbeitsmarkt
auswirkt. Mit ihnen kann nicht nur erfasst werden, ob
bestimmte Bereiche der wirtschaftlichen Freiheit das
Gesamtniveau der Arbeitslosigkeit und der Beschäfti-
gung verändern, sondern auch, wie sie sich auf die
Problemgruppen des Arbeitsmarktes auswirken. Sie
ermöglichen es damit zudem, die wichtigsten theoreti-
schen Hypothesen zu testen und Vergleiche mit frühe-
ren empirischen Untersuchungen anzustellen. Die Da-
ten der Arbeitsmarktvariablen stammen größtenteils
vom International Labour Office (2003). Dieses veröf-
fentlicht seit einigen Jahren einen Satz von nach weit-
gehend einheitlicher Methodik erstellten Arbeitsmark-
tindikatoren, allerdings – wie bereits erwähnt – nur für
die Jahre ab 1980 und nur für 91 der 123 vom Fraser-
Institut berücksichtigten Länder. Selbst bei vielen die-
ser 91 Länder, und zwar bei Entwicklungs- und Trans-
formationsländern, sind die Arbeitsmarktdaten lücken-

14 Die Heritage Foundation veröffentlicht seit 1995 ebenfalls jähr-
lich einen Index wirtschaftlicher Freiheit (siehe etwa Miles et al.
2004). Dieser basiert ausschließlich auf Einschätzungen hauseige-
ner Experten. Er ist damit weit weniger objektiv und transparent
als der EFW-Index. Unter methodischen Gesichtspunkten ist letz-
terer eindeutig überlegen.
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haft. Dies ist der Hauptgrund dafür, dass die Zahl der
Beobachtungen stets deutlich unter 637 (91 Länder, 7
Jahre) liegt. In den meisten Fällen bewegt sie sich aber
zumindest in einer Größenordnung von 300 bis 470
und ist damit für eine makroökonometrische Untersu-
chung immer noch sehr groß (Tab. 1 bis 4).

Es werden folgende Kontrollvariablen verwendet
(Definitionen und Quellenangaben siehe Anhang 2):

– das Pro-Kopf-Einkommen, um den Einfluss des
sehr unterschiedlichen Entwicklungsniveaus der
im Länder-Sample enthaltenen Volkswirtschaften
zu kontrollieren;

– das Wirtschaftswachstum, um den Einfluss der
Konjunktur weitestgehend auszuschalten;

– eine Dummy-Variable für Kriege, weil diese die
Arbeitsmärkte der betroffenen Länder und even-
tuell auch ihre wirtschaftliche Freiheit erheblich
beeinträchtigen können;

– eine Dummy-Variable für diejenigen Länder, die
sich im Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft
befinden, weil dieser Transformationsprozess das
Arbeitsmarktgeschehen erheblich beeinflusst;

– Dummies für drei verschiedene Weltregionen, um
den Einfluss regionaler Besonderheiten weitestge-
hend auszuschalten (z.B. bezüglich der Erwerbs-
beteiligung von Frauen);

– Jahres-Dummies, um jahresspezifische Effekte,
wie etwa exogene Schocks, weitestgehend auszu-
schalten;

– die Studentenquote, um bei der Schätzung der Ju-
genderwerbstätigenquote und der relativen Jugend-
erwerbstätigenquote den Einfluss unterschied-
licher Studierhäufigkeit auszuschalten.

Wünschenswert wäre es darüber hinaus gewesen, den
Einfluss der wichtigsten Arbeitsmarktinstitutionen
(z.B. Lohnfindungssysteme, Kündigungsschutzge-
setze, Lohnersatzleistungen) differenziert zu kontrol-
lieren. Entsprechende Daten sind aber nicht für eine
größere Zahl von Ländern und Jahren verfügbar. Die
OECD, die bislang die weitreichendsten Bemühun-
gen zur Quantifizierung von Arbeitsmarktinstitutio-
nen unternommen hat, hat zwar entsprechende Indi-
katoren entwickelt. Freilich decken die entsprechen-
den Daten lediglich einen Teil ihrer Mitgliedsländer
und einen relativ kurzen Zeitraum ab. Der Verfasser
des vorliegenden Aufsatzes hat die neusten diesbe-
züglichen OECD-Daten, die auch dem „OECD Em-
ployment Outlook 2004“ zugrunde liegen, probehal-

ber als zusätzliche Kontrollvariablen verwendet. Da
für die entsprechenden Regressionen jedoch gerade
einmal 72 bis 75 Beobachtungen vorlagen, waren die
Schätzergebnisse nicht hinreichend abgesichert. Da-
her werden sie im vorliegenden Aufsatz nicht präsen-
tiert. Auch für die EFW-Komponente „Arbeitsmarkt-
regulierungen“ und die Variablen, die in diese Kom-
ponente einfließen, liegen zu wenige Daten vor, um
sie als Kontrollvariablen verwenden zu können. In
den Berichten des Fraser-Instituts wurden die ent-
sprechenden Daten bislang erst für relativ wenige
Länder und Jahre gesondert ausgewiesen.15 Zwar
wird der Einfluss von Arbeitsmarktinstitutionen im
Folgenden somit nicht differenziert kontrolliert, er
wird aber zumindest mit Hilfe der Variable „Regulie-
rungen“ summarisch gemessen, denn in diesen EFW-
Teilindex fließen die wichtigsten Arbeitsmarktinsti-
tutionen ein (Abschnitt 2).

Es werden zwei verschiedene Schätzmethoden ver-
wendet: gepoolte OLS-Schätzungen und Random-
Effects-GLS-Schätzungen. Beide Methoden besitzen
unterschiedliche Vor- und Nachteile. Durch die si-
multane Verwendung lässt sich prüfen, ob man mit
beiden für die EFW-Variablen zu ähnlichen Regres-
sionskoeffizienten gelangt.16 Der Vorteil der OLS-
Methode besteht darin, dass dabei die Unterschiede
zwischen den Ländern in ihren Rating-Werten voll-
ständig berücksichtigt werden. Dies ist für die vorlie-
gende Untersuchung von großer Bedeutung, denn die
Variation der Rating-Werte resultiert in erster Linie
aus Unterschieden zwischen den Ländern, weniger
aus Änderungen der Rating-Werte im Zeitablauf. Der
Nachteil der OLS-Methode besteht darin, dass auf-
einander folgende Beobachtungen für ein einzelnes
Land als voneinander unabhängig behandelt werden.
Ein Teil der in den Daten vorhandenen Information
bleibt damit unberücksichtigt. Demgegenüber wer-
den länderspezifische Effekte bei der Random-Ef-
fects-Methode kontrolliert. Dadurch wird ein größe-
rer Teil der Variation der jeweiligen endogenen Vari-
able erklärt. Von Nachteil ist dabei jedoch, dass diese
Methode zu einer Unterschätzung des Einflusses
wirtschaftlicher Freiheit führen kann, denn die län-

15 Sowohl bei Verwendung der OECD- als auch bei Verwendung
der EFW-Daten war die Zahl der Beobachtungen auch deswegen
so gering, weil statt der Variable „Regulierungen“ neben den je-
weiligen Daten zur Arbeitsmarktregulierung auch die Variablen
„Kreditmarktregulierungen“ und „Unternehmensregulierungen“
verwendet werden mußten, um den Bereich der Regulierungen
vollständig abzudecken. Die Daten zu diesen Komponenten des
EFW-Index wurden in den Berichten des Fraser-Instituts bislang
ebenfalls erst für relativ wenige Länder und Jahre ausgewiesen.
16 In der international vergleichenden arbeitsmarktökonomischen
Literatur wird in jüngerer Zeit immer häufiger auf diese Weise vor-
gegangen. Vgl. etwa Heckman/Pagés-Serra (2000), OECD
(2004a).
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derspezifischen Konstanten, die mit der Random-Ef-
fects-Methode geschätzt werden, „erklären“ einen
Teil der Variation, die eigentlich auf Unterschieden
zwischen den Ländern im Ausmaß an wirtschaft-
licher Freiheit zurückzuführen ist.17

Bei der Anwendung der OLS-Methode kontrollieren
im vorliegenden Aufsatz statt länderspezifischer
Konstanten die Variablen „Pro-Kopf-Einkommen“,
„Krieg“, „Transformationsland“ sowie die Regionen-
Dummies wichtige Aspekte, hinsichtlich derer sich
die Länder voneinander unterscheiden. Bei der An-
wendung der Random-Effects-Methode werden die
Variablen „Pro-Kopf-Einkommen“ und „Transforma-
tionsland“ sowie die Regionen-Dummies nicht ein-
gesetzt, weil statt dessen länderspezifische Konstan-
ten geschätzt werden. Ein weiterer Unterschied in der
Spezifikation besteht darin, dass Jahres-Dummies le-
diglich im OLS-Modell verwendet werden. Im Ran-
dom-Effects-Modell war dies in mehreren Bestim-
mungsgleichungen aufgrund der relativ geringen
Zahl an Freiheitsgraden nicht möglich. Aus Gründen
der Einheitlichkeit wurde daher bei sämtlichen Ran-
dom-Effects-Schätzungen auf Jahres-Dummies ver-
zichtet. Ein letzter Unterschied in der Spezifikation
besteht darin, dass im OLS-Modell die Werte der t-
Statistiken mit Hilfe der White-Methode geschätzt
wurden, um Heteroskedastizität zu korrigieren. Im
Random-Effects-Modell ist die Anwendung der
White-Methode nicht möglich.

9 Ergebnisse

Die Ergebnisse der gepoolten OLS-Schätzungen
sind in den Tabellen 1 und 2 aufgeführt, die der Ran-
dom-Effects-GLS-Schätzungen in den Tabellen 3
und 4. Man sollte sie aus mehreren Gründen mit Vor-
sicht interpretieren. Erstens fallen die Ergebnisse der
OLS-Schätzungen einerseits und die der Random-
Effects-Schätzungen andererseits aufgrund der
Unterschiede in den Methoden und in der Modell-
spezifikation notwendigerweise unterschiedlich aus.
Inkonsistenzen sind daher unvermeidbar. Zweitens
sind bei der Interpretation die jeweiligen Vor- und
Nachteile der Methoden zu beachten. Drittens wird
der Einfluss von Arbeitsmarktinstitutionen nicht dif-
ferenziert kontrolliert. Immerhin werden die wich-
tigsten dieser Institutionen aber bei der Variable
„Regulierungen“ mit berücksichtigt. Viertens wäre
zur Kontrolle des Konjunktureinflusses die Output-
Lücke dem Wirtschaftswachstum vorzuziehen gewe-
sen; für die meisten Länder sind entsprechende Da-
ten jedoch nicht verfügbar.18 Fünftens basieren die
Schätzungen auf Daten aus lediglich sieben Jahren.
Wie bei der Diskussion der theoretischen Grundla-
gen und der Zusammenfassung früherer empirischen

Untersuchungen deutlich wurde, können sechstens
in manchen Bereichen der wirtschaftlichen Freiheit
die kurzfristigen Arbeitsmarkteffekte in eine andere
Richtung gehen als die langfristigen. Trotz dieser
Einschränkungen liefern die ökonometrischen
Schätzungen aber interessante Erkenntnisse. Im Fol-
genden werden nacheinander die Ergebnisse für je-
den der fünf Bereiche der wirtschaftlichen Freiheit
diskutiert.

9.1 Größe des Staatssektors

In diesem Bereich der wirtschaftlichen Freiheit spre-
chen die Schätzergebnisse eine deutliche Sprache: Je
größer der Staatssektor, desto größer die Arbeitslo-
sigkeit unter den Erwerbspersonen insgesamt sowie
unter Frauen. Dies ergibt sich sowohl aus den OLS-
als auch aus den Random-Effects-Schätzungen (Tab.
1 und 3). Nach den OLS-Schätzungen nimmt zudem
die Jugendarbeitslosenquote, die Arbeitslosenquote
Geringqualifizierter und die Langzeitarbeitslosigkeit
merklich zu (Tab. 1). Die Erwerbstätigenquote sinkt
mit wachsendem Staatssektor, sowohl nach der ent-
sprechenden OLS- als auch nach der entsprechenden
Random-Effects-Schätzung (Tab. 2 und 4). Nach den
Random-Effects-Schätzungen sinkt vor allem die Er-
werbsbeteiligung von Frauen und Jugendlichen (Tab.
4). Die Ergebnisse beider Methoden deuten darüber
hinaus darauf hin, dass die Erwerbsbeteiligung Ju-
gendlicher relativ zu der Erwachsener mittleren Al-
ters abnimmt (Tab. 2 und 4). Die Ergebnisse sind
größtenteils statistisch hochsignifikant. Sie bestäti-
gen die entsprechenden theoretischen Hypothesen
(Abschnitt 3.1) und stehen im Einklang mit früheren
empirischen Untersuchungen (Abschnitt 3.2).

9.2 Rechtssystem und Eigentumsrechte

Genauso eindeutig wie für den Bereich des Staatssek-
tors sind die Schätzergebnisse für den Bereich des
Rechtssystems und der Eigentumsrechte. Je stärker
ein Rechtssystem durch eine unabhängige Justiz, un-

17 Länderspezifische Effekte lassen sich auch mit der Fixed-Ef-
fects-Methode kontrollieren. Bei dieser Methode werden jedoch
lediglich die Änderungen der Rating-Werte im Zeitablauf berück-
sichtigt. Die wesentlich bedeutsameren Unterschiede zwischen
den Ländern werden außer Betracht gelassen. Statt dessen „erklä-
ren“ die länderspezifischen Konstanten hier die gesamte Variation
der jeweiligen endogenen Variable, die auf Unterschiede zwischen
den Ländern zurückgeht. Die Fixed-Effects-Methode würde daher
den Einfluss wirtschaftlicher Freiheit erheblich unterschätzen.
18 Bei der Verwendung des BIP-Wachstums anstelle der Output-
Lücke zur Kontrolle des Konjunktureinflusses ist der Verfasser der
Vorgehensweise von Heckman/Pagés-Serra (2000) gefolgt. Für ih-
re Untersuchung lateinamerikanischer Arbeitsmärkte stand ihnen
die Output-Lücke offenbar ebenfalls nicht zur Verfügung.
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parteiische Gerichte und einen effektiven Schutz der
Eigentumsrechte gekennzeichnet ist, desto geringer
ist die Arbeitslosigkeit und desto höher ist die Be-
schäftigung (Tab. 1 bis 4). Auch die Langzeitarbeits-
losigkeit fällt dann vermutlich merklich niedriger aus
(Tab. 1).

Jugendliche scheinen von einem solchen Rechtssys-
tem besonders zu profitieren. Nach den entspre-
chenden OLS-Schätzungen sinkt ihre Arbeitslosen-
quote besonders stark, sowohl absolut betrachtet als

auch in Relation zu der Erwachsener (Tab. 1). Zu-
dem steigt ihre Erwerbsbeteiligung sowohl nach den
OLS- als auch nach den Random-Effects-Regressio-
nen überdurchschnittlich an (Tab. 2 und 4). Auch
Frauen profitieren offensichtlich von einem solchen
Rechtssystem, wenn auch nicht ganz so stark wie
Jugendliche. Nach der entsprechenden OLS-Schät-
zung sinkt ihre Arbeitslosenquote (Tab. 1), vor al-
lem aber steigt sowohl nach den OLS- als auch nach
den Random-Effects-Regressionen ihre Erwerbstä-
tigenquote, und zwar sowohl absolut betrachtet als

Tabelle 1
Gepoolte OLS-Schätzungen zur Arbeitslosigkeita)

Arbeits- Frauen- Relative Jugend- Relative Arbeits- Relative Langzeit-
losen- arbeits- Frauen- arbeits- Jugend- losenquote Arbeits- arbeits-
quote losen- arbeits- losen- arbeits- Gering- losenquote losigkeit

quote losenquote quote losen- qualifi- Gering-
quote zierter qualifizierter

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

Größe des – 0,87*** – 1,13*** – 0,00 – 1,03** 0,03 – 1,03*** 0,02 – 3,42***
Staatssektors (– 4,44) (– 3,94) (– 0,10) (– 2,47) (0,47) (– 2,83) (0,28) (– 3,48)

Rechtssystem & – 0,77*** – 0,93*** – 0,06 – 2,39*** – 0,21*** – 1,92*** 0,00 – 3,71***
Eigentumsrechte (– 3,30) (– 2,87) (– 1,46) (– 4,43) (– 3,15) (– 2,68) (0,01) (– 2,69)

Stabiles Geld – 0,02 0,20 0,05** 0,61* – 0,06 1,51*** – 0,18 2,65***
(– 0,13) (1,11) (2,55) (1,79) (– 1,35) (2,89) (– 1,39) (3,61)

Außenwirtschafts- 0,15 – 0,26 – 0,09*** – 0,54 – 0,12 1,41 1,24*** 0,62
freiheit (0,67) (– 0,81) (– 2,74) (– 0,82) (– 1,32) (1,53) (4,19) (0,42)

Regulierungen 1,66*** 1,80*** – 0,10** 1,84** – 0,11 1,50* 0,35** – 3,05*
(4,39) (3,26) (– 2,13) (2,36) (– 1,17) (1,72) (1,99) (– 1,66)

Pro-Kopf- – 0,26*** – 0,31*** – 0,00 – 0,26*** 0,03** – 0,24*** 0,03 – 0,45**
Einkommen (– 6,03) (– 5,18) (– 0,15) (– 3,31) (2,04) (– 4,04) (0,99) (– 2,45)

Wirtschafts- – 0,24*** – 0,27** 0,01 – 0,25 0,02 – 0,36** – 0,05 0,57
wachstum (– 3,19) (– 2,38) (0,99) (– 1,42) (1,34) (– 2,13) (– 1,30) (1,09)

Krieg 1,71 2,08 0,01 1,19 0,15 3,37*** 0,61* – 4,29
(1,14) (1,21) (0,11) (0,64) (0,54) (2,63) (1,66) (– 0,98)

Transformations- 1,08 – 0,35 – 0,47*** 2,61 – 0,40 9,83*** 6,19*** 5,14
land (1,25) (– 0,31) (– 4,89) (1,38) (– 1,61) (3,71) (11,25) (1,63)

Konstante 12,34*** 17,09*** 2,54*** 31,63*** 5,57*** 1,18 – 9,09*** 77,89***
(5,77) (5,72) (9,10) (6,40) (6,08) (0,18) (– 4,63) (6,66)

Regionen-Dummies ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja

Jahres-Dummies ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja

Zahl der 
Beobachtungen ,467 ,423 ,422 ,320 ,300 ,115 ,115 ,225

Zahl der Länder ,  90 ,  87 ,  87 ,  76 ,  73 ,  30b) ,  30b) ,  50

Korrigiertes 
Bestimmtheitsmaß 0,36 0,32 0,16 0,26 0,14 0,51 0,78 0,43

F-Wert 15,58*** 12,09*** 5,42*** 7,38*** 3,61*** 9,64*** 29,74*** 10,23***

a) Gepoolte Ordinary-Least-Squares-Schätzungen. Daten der Jahre 1980, 1985, 1990, 1995, 2000, 2001 und 2002; Ausnahme: Bestim-
mungsgleichungen (6) und (7) basieren lediglich auf Daten der Jahre 1995, 2000, 2001 und 2002. In Klammern (White) heteroskedasti-
zitäts-konsistente t-Statistik. ***(**/*) bezeichnet Signifikanz auf dem 1%(5%/10%)-Niveau.
b)Nur OECD-Länder.

Quelle: Siehe Kasten und Anhang 2.
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auch im Verhältnis zu der der Männer (Tab. 2 und
4). Darüber hinaus profitieren offenbar auch Ge-
ringqualifizierte. Ihre Arbeitslosenquote sinkt mit
zunehmender Rechtsstaatlichkeit, und zwar sowohl
nach der entsprechenden OLS- als auch nach der
entsprechenden Random-Effects-Schätzung (Tab. 1
und 3).

Die Schätzergebnisse für den Bereich Rechtssystem
und Eigentumsrechte sind ebenfalls fast ausnahmslos
statistisch hochsignifikant. Sie bestätigen die in Ab-
schnitt 4.1 entwickelten Arbeitshypothesen. Vor al-

lem scheint ein Rechtssystem, das durch die oben ge-
nannten Merkmale charakterisiert ist, den Problem-
gruppen zu nutzen, wahrscheinlich deshalb, weil die
Arbeitsmarkt-Insider (hierbei handelt es sich typi-
scherweise um männliche Arbeitnehmer mittleren
Alters) bei einem solchen Rechtssystem nicht so
leicht Marktein- und Marktaustrittsbarrieren errich-
ten können, die sich zu Lasten der Arbeitsmarkt-Out-
sider und damit der Problemgruppen auswirken. Die
vorliegende Studie liefert erstmals empirische Belege
für die theoretisch zu vermutenden Arbeitsmarktef-
fekte von Rechtssystemen.

Tabelle 2 
Gepoolte OLS-Schätzungen zur Erwerbstätigkeita)

Erwerbstätigen- Frauen- Relative Jugend- Relative
quote erwerbstätigen- Frauenerwerbs- erwerbstätigen- Jugenderwerbs-

quote tätigenquote quote tätigenquote

(1) (2) (3) (4) (5)

Größe des Staatssektors 0,77** 0,35 – 0,01* 1,29 0,02***
(2,03) (0,69) (– 1,70) (1,58) (2,75)

Rechtssystem & Eigentumsrechte 1,90*** 2,54*** 0,03*** 6,18*** 0,06***
(3,95) (3,82) (2,94) (5,72) (4,78)

Stabiles Geld – 0,17 – 0,62* – 0,01** – 1,45** – 0,02***
(– 0,68) (– 1,85) (– 2,15) (– 2,13) (– 3,02)

Außenwirtschaftsfreiheit – 0,44 0,14 0,01 – 2,44** – 0,01
(– 0,86) (0,18) (1,14) (– 2,46) (– 0,89)

Regulierungen – 0,40 0,52 0,02** 5,39*** 0,07***
(– 0,60) (0,65) (2,31) (3,98) (4,22)

Pro-Kopf-Einkommen 0,15 0,21 0,00 – 0,10 – 0,00**
(1,64) (1,42) (1,26) (– 0,58) (– 2,05)

Wirtschaftswachstum – 0,00 – 0,22 – 0,00 – 0,23 – 0,00
(– 0,01) (– 1,16) (– 1,44) (– 0,83) (– 0,73)

Krieg 0,19 1,06 0,02 – 2,78 – 0,02
(0,13) (0,54) (1,05) (– 0,80) (– 0,59)

Transformationsland 1,66 5,71** 0,16*** – 5,04** – 0,14***
(0,96) (2,53) (5,49) (– 2,03) (– 4,76)

Studentenquote – 0,01 – 0,00
(– 0,22) (– 1,15)

Konstante 41,05*** 22,87*** 0,38*** – 8,64 0,00
(9,77) (3,61) (4,82) (– 1,09) (0,02)

Regionen-Dummies ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja

Jahres-Dummies ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja ,Ja

Zahl der Beobachtungen ,370 ,351 ,351 ,197 ,197

Zahl der Länder ,83 ,82 ,82 ,  38b) ,38b)

Korrigiertes Bestimmtheitsmaß 0,26 0,32 0,43 0,59 0,62

F-Wert 8,31*** 10,08*** 15,45*** 16,45*** 18,49***

a) Gepoolte Ordinary-Least-Squares-Schätzungen. Daten der Jahre 1980, 1985, 1990, 1995, 2000, 2001 und 2002. In Klammern (White)
heteroskedastizitäts-konsistente t-Statistik. ***(**/*) bezeichnet Signifikanz auf dem 1%(5%/10%)-Niveau.
b) Nur OECD-, EU- und EU-Beitrittsländer.

Quelle: Siehe Kasten und Anhang 2.
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9.3 Stabiles Geld

Sowohl die OLS- als auch die Random-Effects-Re-
gressionen deuten darauf hin, dass die Schmiermittel-
effekte der Inflation die Sandeffekte überwiegen.
Zwar lässt sich kein statistisch signifikanter Einfluss
auf die Erwerbstätigenquote und nur mit Hilfe der
Random-Effects-Methode ein signifikanter Einfluss
auf die Arbeitslosenquote feststellen, für zwei wichti-
ge Problemgruppen sind die Ergebnisse aber eindeu-
tig: Mit einem geringeren Maß an Geldwertstabilität
sinkt sowohl nach den OLS- als auch nach den Ran-
dom-Effects-Regressionen die Arbeitslosenquote Ju-
gendlicher und die Geringqualifizierter (Tab. 1 und
3). Zudem steigt die Erwerbsbeteiligung Jugend-

licher sowohl absolut als auch in Relation zu der Er-
wachsener mittleren Alters (Tab. 2 und 4). Darüber
hinaus deutet die entsprechende OLS-Regression
darauf hin, dass der Anteil der Langzeitarbeitslosen
an der Gesamtzahl der Arbeitslosen bei einem gerin-
geren Maß an Geldwertstabilität sinkt (Tab. 1). Diese
Ergebnisse sind ökonomisch erklärbar: Die Beschäf-
tigungsverhältnisse von Jugendlichen und Gering-
qualifizierten sind häufig weniger stabil. Fallen die
Reallöhne im Zuge einer Inflation, verbessern sich
daher die Beschäftigungschancen dieser beiden
Gruppen am ehesten. Außerdem finden in einer sol-
chen Situation Arbeitslose generell schneller wieder
einen neuen Job; die Langzeitarbeitslosigkeit nimmt
ab.

Tabelle 3
Random-Effects-GLS-Schätzungen zur Arbeitslosigkeita)

Arbeits- Frauen- Relative Jugend- Relative Arbeits- Relative Langzeit-
losen- arbeits- Frauen- arbeits- Jugend- losenquote Arbeits- arbeits-
quote losen- arbeits- losen- arbeits- Gering- losenquote losigkeit

quote losenquote quote losen- qualifi- Gering-
quote zierter qualifizierter

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

Größe des – 0,66*** – 0,73*** 0,00 – 0,39 0,11* – 0,76 0,01 – 1,40
Staatssektors (– 3,29) (– 2,70) (0,02) (– 1,05) (1,87) (– 1,43) (0,08) (– 1,65)

Rechtssystem & – 0,83*** – 0,39 0,02 – 0,48 – 0,03 – 1,36** – 0,01 – 1,24
Eigentumsrechte (– 4,68) (– 1,61) (0,89) (– 1,41) (– 0,49) (– 2,00) (– 0,07) (– 1,31)

Stabiles Geld 0,22** 0,23 – 0,01 0,40* – 0,11*** 2,30*** – 0,18 0,31
(2,01) (1,49) (– 0,70) (1,92) (– 3,28) (3,64) (– 0,95) (0,59)

Außenwirtschafts- 0,46** – 0,06 – 0,06** 0,62 0,03 – 1,13 0,42 0,15
freiheit (1,99) (– 0,19) (– 2,34) (1,41) (0,37) (– 1,11) (1,42) (0,15)

Regulierungen 0,78** 0,54 – 0,07* 0,07 – 0,05 1,52* 0,17 – 0,40
(2,51) (1,27) (– 1,94) (0,13) (– 0,51) (1,83) (0,70) (– 0,33)

Wirtschafts- – 0,13*** – 0,14** 0,01 – 0,13 0,01 0,01 0,02 0,62***
wachstum (– 2,86) (– 2,23) (1,48) (– 1,44) (0,45) (0,09) (0,54) (2,67)

Krieg 0,10 – 0,35 – 0,08 – 1,12 – 0,10 – 0,66 0,13 – 2,23
(0,11) (– 0,30) (– 0,72) (– 0,84) (– 0,47) (– 0,53) (0,34) (– 0,86)

Konstante 8,25*** 12,36*** 2,15*** 13,65*** 3,40*** 2,35 0,10 46,54***
(4,57) (5,01) (10,15) (3,95) (6,44) (0,28) (0,04) (5,33)

Regionen-Dummies ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein

Jahres-Dummies ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein

Zahl der 
Beobachtungen ,467 ,423 ,422 ,320 ,300 ,115 ,115 ,225

Zahl der Länder ,  90 ,  87 ,  87 ,  76 ,  73 ,  30b) ,  30b) ,  50

Korrigiertes 
Bestimmtheitsmaß 0,77 0,79 0,72 0,86 0,72 0,91 0,92 0,88

a) Generalized-Least-Squares-Schätzungen mit Random Effects. Daten der Jahre 1980, 1985, 1990, 1995, 2000, 2001 und 2002; Ausnah-
me: Bestimmungsgleichungen (6) und (7) basieren lediglich auf Daten der Jahre 1995, 2000, 2001 und 2002. ***(**/*) bezeichnet Signifi-
kanz auf dem 1%(5%/10%)-Niveau.
b) Nur OECD-Länder.

Quelle: Siehe Kasten und Anhang 2.
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9.4 Außenwirtschaftsfreiheit

Auch im Bereich der Außenwirtschaftsfreiheit gibt es
einige statistisch signifikante und zugleich ökono-
misch aufschlussreiche Ergebnisse:

– In der Gruppe der OECD-Länder, die fast aus-
schließlich aus Industrieländern besteht, erhöht nach
der entsprechenden OLS-Schätzung ein Mehr an
Außenwirtschaftsfreiheit die Arbeitslosenquote Ge-
ringqualifizierter relativ zur Arbeitslosenquote Hoch-
qualifizierter (Tab. 1). Dies bestätigt die theoreti-
schen Überlegungen in Abschnitt 6.1, nach denen
Geringqualifizierte in Industrieländern sowohl von
einer Liberalisierung des Außenhandels als auch von
einer Liberalisierung des internationalen Kapitalver-
kehrs negativ betroffen sein können. Auch steht es im
Einklang mit früheren empirischen Untersuchungen,

die diese These zumindest für den Bereich des
Außenhandels bereits bestätigt haben (Abschnitt
6.2).

– In der Gruppe der OECD-, EU- und EU-Beitritts-
länder scheint ein Mehr an Außenwirtschaftsfreiheit
den Eintritt Jugendlicher ins Erwerbsleben zu verzö-
gern. Sowohl nach der entsprechenden OLS- als auch
nach der entsprechenden Random-Effects-Schätzung
sinkt ihre Erwerbsbeteiligung mit zunehmender
außenwirtschaftlicher Liberalisierung (Tab. 2 und 4).
Da diese Gruppe ebenfalls überwiegend aus Indus-
trieländern besteht, könnte dies darauf zurückzufüh-
ren sein, dass von Jugendlichen in diesen Ländern
mit zunehmender Spezialisierung auf die Produktion
und den Export hochwertiger Güter eine höhere Qua-
lifikation gefordert wird. Der Erwerb der geforderten
Qualifikation verzögert den Eintritt junger Menschen

Tabelle 4 
Random-Effects-GLS-Schätzungen zur Erwerbstätigkeita)

Erwerbs- Frauen- Relative Jugend- Relative
tätigen- erwerbstätigen- Frauenerwerbs- erwerbstätigen- Jugenderwerbs-
quote quote tätigenquote quote tätigenquote

(1) (2) (3) (4) (5)

Größe des Staatssektors 0,74** 1,31*** 0,01*** 1,26* 0,01*
(2,18) (3,38) (3,36) (1,94) (1,83)

Rechtssystem & Eigentumsrechte 0,27 0,68* 0,01* 1,90*** 0,01
(0,83) (1,80) (1,65) (2,68) (1,41)

Stabiles Geld 0,06 0,26 0,01*** – 1,04** – 0,02***
(0,30) (1,24) (2,61) (– 2,12) (– 3,62)

Außenwirtschaftsfreiheit 0,81** 1,49*** 0,02*** – 2,23** – 0,03**
(2,07) (3,17) (4,23) (– 2,19) (– 2,56)

Regulierungen – 0,60 0,40 0,02*** 1,83* 0,01
(– 1,15) (0,67) (3,65) (1,74) (1,14)

Wirtschaftswachstum 0,02 – 0,14 – 0,00*** – 0,08 – 0,00
(0,29) (– 1,48) (– 2,69) (– 0,44) (– 0,48)

Krieg 0,20 1,38 0,03* 1,63 0,01
(0,15) (0,92) (1,66) (0,84) (0,43)

Studentenquote – 0,12*** – 0,00***
(– 2,66) (– 3,12)

Konstante 45,79*** 16,06*** 0,17*** 43,50*** 0,81***
(13,95) (4,17) (3,79) (5,54) (9,05)

Regionen-Dummies ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein

Jahres-Dummies ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein ,Nein

Zahl der Beobachtungen ,370 ,351 ,351 ,197 ,197

Zahl der Länder ,  83 ,  82 ,  82 ,  38b) ,  38b)

Korrigiertes Bestimmtheitsmaß 0,81 0,88 0,92 0,90 0,92

a) Generalized-Least-Squares-Schätzungen mit Random Effects. Daten der Jahre 1980, 1985, 1990, 1995, 2000, 2001 und 2002. ***(**/*)
bezeichnet Signifikanz auf dem 1%(5%/10%)-Niveau.
b) Nur OECD-, EU- und EU-Beitrittsländer.

Quelle: Siehe Kasten und Anhang 2.
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ins Erwerbsleben. Trotzdem schadet Außenwirt-
schaftsfreiheit Jugendlichen wohl aber nicht: Weder
nach den entsprechenden OLS- noch nach den ent-
sprechenden Random-Effects-Schätzungen steigt mit
zunehmender außenwirtschaftlicher Liberalisierung
die Jugendarbeitslosenquote oder die relative Ju-
gendarbeitslosenquote (Tab. 1 und 3). Dieses letztere
Ergebnis stützt sich auf eine Gruppe von mehr als 70
Ländern, der nicht nur sämtliche Industrie-, sondern
auch viele Entwicklungsländer angehören.

– Für eine Gruppe von 87 Ländern, der ebenfalls so-
wohl die Industrie- als auch viele Entwicklungslän-
der angehören, zeigt sich, dass die Frauenarbeitslo-
senquote relativ zur Männerarbeitslosenquote mit zu-
nehmender Außenwirtschaftsfreiheit abnimmt (Tab.
1 und 3). Nach den entsprechenden Random-Effects-
Schätzungen erhöht eine Liberalisierung der Außen-
wirtschaft zudem die Erwerbsbeteiligung der Frauen,
und zwar sowohl absolut betrachtet als auch in Rela-
tion zu der der Männer (Tab. 4). Diese Ergebnisse
deuten darauf hin, dass Frauen von einer Liberalisie-
rung des Außenhandels und des internationalen Kapi-
talverkehrs profitieren. Tatsächlich sind in den
Entwicklungsländern, die ihre Volkswirtschaften in
den letzten Jahrzehnten geöffnet haben, im expandie-
renden Exportsektor viele Arbeitsplätze für Frauen
entstanden (etwa in der Textil- und der Elektroindus-
trie).

9.5 Regulierungen

Die OLS- und die Random-Effects-Regressionen
kommen übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass ei-
ne geringere Regulierungsdichte sowohl bei den Er-
werbspersonen insgesamt als auch bei den Gering-
qualifizierten mit einer höheren Arbeitslosenquote
einhergeht (Tab. 1 und 3). Wie die theoretischen
Überlegungen nahe legen, ist dies vermutlich darauf
zurückzuführen, dass sich eine umfassende Deregu-
lierung in allen drei Bereichen (Kreditmarkt, Arbeits-
markt, Unternehmen und Gütermärkte) kurzfristig
nachteilig und erst langfristig vorteilhaft auf die Be-
schäftigungslage auswirkt (Abschnitt 7.1). Das Er-
gebnis steht auch im Einklang mit früheren empiri-
schen Untersuchungen, nach denen eine umfassende
Deregulierung eines einzelnen Sektors dort häufig zu
einem erheblichen Arbeitsplatzabbau führt, selbst
wenn sich die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungs-
lage zumindest langfristig verbessert (Abschnitt 7.2).
Anscheinend dominieren zumindest kurzfristig die
Arbeitsmarkteffekte in den verlierenden Sektoren
gegenüber den Arbeitsmarkteffekten in den gewin-
nenden Sektoren. Auch hat es den Anschein, dass Ge-
ringqualifizierte von den Rationalisierungen, zu de-
nen sich die Unternehmen bei einer umfassenden De-

regulierung regelmäßig gezwungen sehen, besonders
betroffen sind.

Bemerkenswert ist, dass sich in den Schätzergebnis-
sen kaum vorteilhafte Arbeitsmarkteffekte einer ge-
ringen Regulierungsdichte zeigen. Beschränkt man
sich auf die Ergebnisse, die mit beiden Methoden
übereinstimmend erzielt wurden, scheint eine geringe
Regulierungsdichte aber zumindest Frauen und Ju-
gendlichen zu nutzen. Sowohl nach den OLS- als
auch nach den Random-Effects-Regressionen geht
eine geringere Regulierungsdichte mit einer höheren
Jugenderwerbstätigenquote, einer höheren relativen
Frauenerwerbstätigenquote und einer geringeren re-
lativen Frauenarbeitslosenquote einher (Tab. 1 bis 4).
Regulierungen sichern häufig primär die Arbeitsplät-
ze der Arbeitsmarkt-Insider, also der männlichen Ar-
beitnehmer mittleren Alters. Eine umfassende Dere-
gulierung kann Jugendlichen und Frauen neue Be-
schäftigungsmöglichkeiten eröffnen. Beispielsweise
deuten viele frühere empirische Untersuchungen dar-
auf hin, dass eine Lockerung von Mindestlohn- sowie
von Einstellungs- und Kündigungsvorschriften die
Beschäftigungslage unter Jugendlichen und Frauen
verbessert (Abschnitt 7.2). Die genannten Ergebnisse
des vorliegenden Aufsatzes stehen im Einklang mit
diesen Untersuchungen und mit den diesen Untersu-
chungen zugrunde liegenden Theorien.

10 Fazit

Aus den genannten Gründen wurden die Schätzergeb-
nisse mit Vorsicht interpretiert. Gleichwohl sind sie
nicht unbedeutend. Sie liefern erstmals umfassende
und differenzierte Erkenntnisse über die Arbeits-
markteffekte wirtschaftlicher Freiheit. Ein kleiner
Staatssektor und ein Rechtssystem, das durch eine un-
abhängige Justiz, unparteiische Gerichte und einen ef-
fektiven Schutz der Eigentumsrechte charakterisiert
ist, verringern die Arbeitslosigkeit und erhöhen den
Beschäftigungsstand. Ein hohes Maß an Geldwertsta-
bilität verschlechtert anscheinend die Beschäftigungs-
chancen Jugendlicher und Geringqualifizierter. Ein
Mehr an Außenwirtschaftsfreiheit verbessert wahr-
scheinlich die Beschäftigungslage der Frauen, schadet
aber vermutlich den Geringqualifizierten in den Indus-
trieländern und verzögert in diesen Ländern den Ein-
tritt junger Menschen ins Erwerbsleben. Eine umfas-
sende Deregulierung erhöht wahrscheinlich zumin-
dest kurzfristig die Arbeitslosigkeit, nutzt aber ver-
mutlich Frauen und Jugendlichen. Zwar basieren die-
se Ergebnisse auf einem großen Länder-Sample, auch
wurde eine Reihe denkbarer anderer Einflussfaktoren
mit Hilfe von Kontrollvariablen ausgeschaltet, gleich-
wohl sollten in Zukunft weitergehende Untersuchun-
gen durchgeführt werden. Diese sollten vor allem Da-
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ten aus einer größeren Zahl von Jahren einbeziehen,
den Einfluss der wichtigsten Arbeitsmarktinstitutio-
nen differenziert kontrollieren sowie analysieren, wel-
che Komponenten der fünf Bereiche der wirtschaft-
lichen Freiheit im Einzelnen welchen Einfluss auf den
Arbeitsmarkt ausüben.19

Anhang 1:  Ländergruppe

Ägypten, Albanien, Algerien, Argentinien, Austra-
lien, Bahamas, Bangladesh, Barbados, Belgien, Beli-
ze, Bolivien, Botswana, Brasilien, Bulgarien, Chile,
China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Domini-
kanische Republik, Ecuador, El Salvador, Estland,
Fidschiinseln, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Honduras, Hongkong, Indonesien, Ir-
land, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jorda-
nien, Kanada, Kolumbien, Kroatien, Kuwait, Lett-
land, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malta, Marok-
ko, Mauritius, Mexiko, Namibia, Neuseeland, Nica-
ragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Rumänien, Russland, Sambia,
Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Südkorea, Syrien,
Taiwan, Thailand, Trinidad & Tobago, Tschechien,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigtes Königreich, Uruguay, USA, Vene-
zuela, Zypern.

Anhang 2:  Abhängige Variablen und
Kontrollvariablen – 
Definitionen und Quellen

I. Abhängige Variablen

Arbeitslosenquote: Arbeitslose in Prozent der Er-
werbspersonen. Quelle: International Labour Office
(2003), International Monetary Fund (2003b), Inter-
national Monetary Fund (2004a), United Nations –
Economic Commission for Latin America and the
Caribbean (2004).

Frauenarbeitslosenquote: Weibliche Arbeitslose in
Prozent der weiblichen Erwerbspersonen. Quelle:
International Labour Office (2003).

Relative Frauenarbeitslosenquote: Quotient aus Frau-
enarbeitslosenquote zu Männerarbeitslosenquote.
Quelle: International Labour Office (2003), eigene
Berechnungen.

Jugendarbeitslosenquote: Arbeitslose im Alter von 15
bis 24 Jahren in Prozent der gleichaltrigen Erwerbs-

personen. Quelle: European Commission (2004),
International Labour Office (2003), United Nations –
Economic Commission for Europe (2003).

Relative Jugendarbeitslosenquote: Quotient aus Ju-
gendarbeitslosenquote zu Erwachsenenarbeitslosen-
quote. Erwachsene: Personen im Alter von mehr als
24 Jahren. Quelle: International Labour Office
(2003), eigene Berechnungen.

Arbeitslosenquote Geringqualifizierter: Arbeitslose
ohne Bildungsabschluss oder mit einem Abschluss
unterhalb der oberen Sekundarstufe in Prozent der
Erwerbspersonen gleichen Bildungsniveaus. Perso-
nen im Alter von 25 bis 64 Jahren. Quelle: OECD
(1998, 2002, 2003, 2004a).

Relative Arbeitslosenquote Geringqualifizierter: Quo-
tient aus Arbeitslosenquote von Erwerbspersonen ohne
Bildungsabschluss oder mit einem Abschluss unterhalb
der oberen Sekundarstufe zu Arbeitslosenquote von Er-
werbspersonen mit einem tertären Abschluss. Personen
im Alter von 25 bis 64 Jahren. Quelle: OECD (1998,
2002, 2003, 2004a), eigene Berechnungen.

Langzeitarbeitslosigkeit: Personen, die 12 Monate
und länger arbeitslos sind, in Prozent aller Arbeitslo-
sen. Quelle: European Commission (2004), Interna-
tional Labour Office (2003), OECD (2004a), eigene
Berechnungen.

Erwerbstätigenquote: Erwerbstätige in Prozent der
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Quelle: Inter-
national Labour Office (2003).

Frauenerwerbstätigenquote: Weibliche Erwerbstätige
in Prozent der weiblichen Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter. Quelle: International Labour Office (2003).

Relative Frauenerwerbstätigenquote: Quotient aus
Frauenerwerbstätigenquote zu Männererwerbstäti-
genquote. Quelle: International Labour Office
(2003), eigene Berechnungen.

Jugenderwerbstätigenquote: Erwerbstätige im Alter
von 15 bis 24 Jahren in Prozent der gleichaltrigen Be-
völkerung. Quelle: European Commission (2004),
OECD (1999, 2004a, 2004b).

Relative Jugenderwerbstätigenquote: Quotient aus
Jugenderwerbstätigenquote zu Erwerbstätigenquote
von Personen im Alter von 25 bis 54 Jahren. Quelle:

19 Den Einfluss der Strukturmerkmale des Rechtssystems auf Ar-
beitslosigkeit und Beschäftigung hat der Verfasser bereits in einem
anderen Aufsatz untersucht (Feldmann 2004).
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European Commission (2004), OECD (1999, 2004a,
2004b), eigene Berechnungen.

II. Kontrollvariablen

Pro-Kopf-Einkommen: Bruttonationaleinkommen
pro Kopf der Bevölkerung in internationalen Dollar,
umgerechnet zu Kaufkraftparitäten, dividiert durch
1000. Quelle: Directorate-General of Budget, Ac-
counting and Statistics (2003), United Nations – Eco-
nomic Commission for Latin America and the Carib-
bean (2003), World Bank (2004).

Wirtschaftswachstum: prozentuale Veränderung des
realen Bruttoinlandsprodukts gegenüber dem Vor-
jahr. Quelle: Directorate-General of Budget, Accoun-
ting and Statistics (2003), International Monetary
Fund (2004b), World Bank (2004).

Krieg: Dummy-Variable für zwischenstaatliche Krie-
ge. Quelle: Ghosn/Palmer (2003).

Transformationsland: Dummy-Variable für Länder,
die sich im Übergang von der Plan- zur Marktwirt-
schaft befinden.

Regionen-Dummies: Dummy-Variablen für die fol-
genden drei Weltregionen: Lateinamerika und Kari-
bik, Afrika und Naher Osten, Asien.

Jahres-Dummies: Dummy-Variablen für jedes Jahr
mit Ausnahme 2002.

Studentenquote: Personen, die Einrichtungen der
Tertiärstufe des Bildungssystems besuchen (v.a.
Hochschulen), in Prozent aller Personen in der für
den Besuch solcher Einrichtungen typischen Alters-
gruppe. Quelle: World Bank (2004).
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